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Brandenburgisches Oberlandesgericht

Beschluss
In dem Verfahrenskostenhilfeprüfungsverfahren
an dem beteiligt ist:

Herr M… Sch…, 

Antragsgegner und Beschwerdeführer,

hat der 1. Senat für Familiensachen des Brandenburgischen Oberlandesgerichts

durch
die Richterin am Oberlandesgericht Gieseke

als Einzelrichterin 

am
12. Januar 2018 
b e s c h l o s s e n :

Auf die sofortige Beschwerde des Antragsgegners wird der Beschluss des Amtsgerichts Prenzlau vom 17. Juli 2017 – Az. 7 F 140/15 – aufgehoben. 
Diese Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei; außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet. 
Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.
G r ü n d e

1.

Dem Antragsgegner war mit Beschluss des Amtsgerichts Prenzlau vom 29. April 2016 ursprünglich gegen Anordnung einer Zahlung monatlicher Raten von 102 EUR, mit weiterem Beschluss vom 28. April 2014 sodann ratenfreie Verfahrenskostenhilfe für das zugrunde liegende Umgangsverfahren bewilligt worden. 

Im (weiteren) Verfahren nach § 120a ZPO hat das Amtsgericht mit Beschluss vom 17. Juli 2017 die Verfahrenskostenhilfebewilligung insoweit abgeändert, als dem Antragsgegner aus seinem (Bauspar- und Lebens-/Rentenversicherungs-) Vermögen von mindestens 13.771,26 EUR eine Einmalzahlung in Höhe von 3.271,26 EUR aufgegeben worden ist. 
Gegen diese ihm am 10. August 2017 zugestellte Entscheidung hat der Antragsgegner mit einem am 5. September 2017 beim Amtsgericht eingegangenen Schreiben Einwendungen erhoben und sinngemäß geltend gemacht, ihm stehe einzusetzendes bzw. einsetzbares Vermögen unter Berücksichtigung verschiedener Unterhaltsverpflichtungen nicht zur Verfügung. 

Das Amtsgericht hat dem Rechtsmittel am 10. Dezember 2017 nicht abgeholfen, nachdem der Antragsgegner die ihm eingeräumte Möglichkeit zur Ergänzung seines Vorbringens ungenutzt ließ.

2.

Die sofortige Beschwerde des Antragsgegners ist gemäß § 76 Abs. 2 FamFG in Verbindung mit §§ 127 Abs. 2, 567 ff. ZPO zulässig.

Das Rechtsmittel hat – im Ergebnis - auch in der Sache Erfolg. Eine wesentliche Verbesserung der persönlichen und wirtschaftlichen und hier insbesondere der Vermögens-Verhältnisse des Antragsgegners nach der Verfahrenskostenhilfebewilligung im April 2016 ist tatsächlich nicht eingetreten. 

Eine Änderung der Bewilligung nach § 120a Abs. 1 ZPO setzt eine wesentliche Veränderung der Verhältnisse voraus. Dabei wäre es unrichtig, allein die gegenwärtigen Verhältnisse des Beteiligten zugrunde zu legen, und auf dieser Grundlage die zu leistenden Ratenzahlungen aus Einkommen oder Einmalzahlungen aus Vermögen neu zu berechnen. Vielmehr darf die ursprüngliche Entscheidung nicht geändert werden, wenn – wie im vorliegenden Fall - die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Beteiligten unverändert geblieben, aber zuvor fehlerhaft beurteilt worden sind (vgl. Zöller-Geimer, ZPO, 32. Aufl., § 120a Rdnr. 10; Dürbeck/Gottschalk, Prozess- und Verfahrenskostenhilfe, 8. Aufl., Rdnr. 960; OLG Nürnberg FamRZ 2015, 1315; OLG Koblenz FamRZ 2011, 391; OLG Düsseldorf FamRZ 2006, 1551; OLG Bamberg MDR 2005, 1056 – jeweils zitiert nach juris). Eine im Sinne von § 120a Abs. 1 ZPO wesentliche Änderung der Vermögensverhältnisse muss sich also aus einem Vergleich derjenigen Verhältnisse im Zeitpunkt der ursprünglichen Bewilligungsentscheidung mit diejenigen zurzeit der erneuten, d.h. heutigen Entscheidung ergeben. Dabei ist auch zu beachten, dass die auf regelmäßige Beitragszahlungen zurückzuführende Erhöhung von (Rückkaufs-)Werten von Lebensversicherungen und Bausparguthaben keine Verbesserung der Vermögensverhältnisse darstellt, weil andernfalls diese Beitragszahlungen quasi als Raten auf die Verfahrenskostenhilfebewilligung geleistet und dadurch die Bewilligung ohne Zahlungsbestimmung unterlaufen würde (vgl. OLG Koblenz a.a.O.). Dies muss jedenfalls in dem auch hier vorliegenden Fall gelten, dass der Antragsgegner die in dem angefochtenen Beschluss zitierten Lebensversicherungen und Bausparguthaben bereits im Bewilligungsverfahren angegeben hatte, ohne dass diese Vermögenswerte seinerzeit zur Anordnung einer Einmalzahlung bzw. zur Zurückweisung des Verfahrenskostenhilfegesuchs mangels Bedürftigkeit geführt haben. 

Schon im Bewilligungsverfahren hatte der Antragsgegner Zahlungen auf eine eigene Rentenversicherung bei der … (deren Rückkaufswert per 1. Dezember 2015 zwischenzeitlich mit 452,55 EUR mitgeteilt wurde, Bl. 118 Vkh-Heft), auf eine Riester-Rente bei der …. und eine Lebens-/Rentenversicherung bei der … Lebensversicherungs-AG mit einem zum 1. September 2016 auf 11.963,50 EUR bezifferten Rückkaufswert mitgeteilt (Bl. 10, 18, 23, 32, 36 f. Vkh-Heft). Ferner hatte er einen – auf ihn und seine geschiedene Frau gemeinsam lautenden – Bausparvertrag bei der LBS (Nr. …, Bl. 12 Vkh-Heft) mit einem seinerzeitigen gemeinschaftlichen Guthaben von 2.092,65 EUR sowie einen auf seinen Sohn … geführten Bausparvertrag bei der LBS (Nr. 5 212 981 517, Bl. 28 Vkh-Heft) mit einem Guthaben von seinerzeit 1.526,52 EUR angegeben.
Ausgehend von dem dem - damals nur zwei minderjährigen Kindern gegenüber unterhaltspflichtigen - Antragsgegner im Bewilligungszeitpunkt zuzubilligenden Schonvermögen von 3.112 EUR (in der bis zum 31. März 2017 geltenden Fassung der Verordnung zur Durchführung des § 90 Abs. 2 des SGB XII ( 2.600 + 256 + 256 EUR) stand bereits seinerzeit allein aus der Lebensversicherung bei der …Lebensversicherungs-AG ein – für die Verfahrenskosten eigentlich einzusetzendes - Vermögen von knapp 9.000 EUR zur Verfügung, aus denen die gesamten seinerzeit zu erwartenden und letztlich mit 6.2342,98 EUR entstandenen Kosten des Umgangsverfahrens hätten finanziert werden können (und müssen). 

Der Vergleich der heutigen Vermögensverhältnisse des Antragsgegners mit denjenigen im ursprünglichen Bewilligungsverfahren zeigt demgegenüber keine wesentliche Verbesserung. Das weitere Anwachsen der Vermögenswerte bei den Versicherungsunternehmen ist ersichtlich allein der fortlaufenden Beitragszahlung geschuldet. Einziger weitergehender und im ursprünglichen Bewilligungsverfahren nicht mitgeteilter Vermögenswert ist das - allerdings vertraglich auch dem Sohn … zustehende (Bl. 121 Vkh-Heft) - Bausparguthaben aus dem gekündigten und ausgezahlten Vertrag zur Nr. … der LBS, aus dem der Antragsgegner eigenen Angaben zufolge 1.300 EUR erhalten hat. In diesem Zusammenhang ist allerdings weiter zu berücksichtigen, dass – wie das Amtsgericht in der angefochtenen Entscheidung selbst zutreffend beachtet hat – mit Blick auf hinzugetretene Unterhaltsberechtigte und die Anhebung der Schonvermögensgrenze auf mehr als 10.000 EUR faktisch sogar eine Verminderung des für Verfahrenskosten einzusetzenden Vermögens des Antragsgegners festzustellen ist.  

Im Ergebnis der vergleichenden Betrachtung der – tatsächlich bekannt gewesenen - Vermögensverhältnisse des Antragsgegners im Bewilligungszeitpunkt und im (heutigen) Zeitpunkt des laufenden Überprüfungsverfahrens nach § 120a ZPO kann danach eine wesentliche Verbesserung derselben gerade nicht festgestellt werden. Bei dieser Sachlage verbietet sich die heutige Anordnung einer Einmalzahlung. Die angefochtene Entscheidung konnte deshalb keinen Bestand haben; sie war ersatzlos aufzuheben. 
3.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 127 Abs. 4 ZPO.

Gründe für die Zulassung der Rechtsbeschwerde liegen nicht vor. 

Gieseke
